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Ordnungsbehdrdliche Verordnung iiber die Abwehr von Gefahren in
der Verwaltungsgemeinschaft Kindelbriick

Aufgrund der §§ 27, 44, 45 und 46 Absatz 1 des Thiiringer Gesetzes Uber die
Aufgaben und Befugnisse der Ordnungsbehodrden (Ordnungsbehérdengesetz -
OBG -) vom 18. Juni 1993 (GVBI. S. 323), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
16.Dezember 2008 (GVBI. S. 568, 573) erlasst die Verwaltungsgemeinschaft
(VG) Kindelbrlck als Ordnungsbehdrde folgende Verordnung:

§1

Geltungsbereich

Diese ordnungsbehdrdliche Verordnung gilt fur die Gebiete der
Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Kindelbrlck, sofern in den
nachfolgenden Bestimmungen nicht ausdriicklich etwas anderes geregelt ist.

§2

Begriffsbestimmungen

(1) Strallen im Sinne dieser Verordnung sind - ohne Ricksicht auf die
Eigentumsverhaltnisse oder eine o&ffentlich-rechtliche Widmung - alle
befestigten und unbefestigten, dem o&ffentlichen Verkehr oder einzelnen
Arten des offentlichen Verkehrs dienenden Flachen, einschlielllich der
Platze.

{2) Zu den Strallen gehdren:

a) der Strallenkdrper, einschliellich der Geh- und Radwege, Bricken,
Tunnel, Treppen, Durchgange, Boschungen, Stitzmauern, Gange,
Grében, Entwéasserungsaniagen, Park-, Trenn- und Seitenstreifen,
Damme, Rand- und Sicherheitsstreifen;

b} der Luftraum Gber dem Stralenkérper;

c} das Zubehdr, wie z. B. Verkehrszeichen, Verkehrseinrichtungen und -
anlagen aller Art, die der Sicherheit oder Leichtigkeit des
Strallenverkehrs oder dem Schutz der Anlieger dienen, und die
Bepflanzung.

(3) Offentliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind - chne Ricksicht auf
die Eigentumsverhaltnisse - die der Allgemeinheit, im nach § 1 dieser

Verordnung bestimmien Geltungsbereich, zugénglichen

a) offentlichen Grin- und Erholungsanlagen (s. Absatz 4),
b) alle der Offentlichkeit allgemein zuganglichen Flachen und
c) die 6ffentlichen Toilettenaniagen.
(4) Offentliche Grin- und Erholungsanlagen im Sinne von Absatz 3 Buchstabe

3 a) sind gértnerisch gestaltete Anlagen, die der Erholung der Bevdlkerung
dienen.
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Hierzu gehoren:

a) Grln- und Parkanlagen, Gedenkplatze:
b) Kinderspielplatze;

c) Gewdsser und deren Ufer.

§3

Verunreinigungen "

(1) Es ist verboten:

a) offentliche Gebaude oder sonstige offentliche bauliche Anlagen und
Einrichtungen wie Denkmaler, Einfriedungen, Tore, Bricken, Banke,
Verteilerschranke, Brunnen, B&ume, Blumenkiibel, Papierkdrbe,
Millbehalter, Streumaterialkdsten, Fahrgastwartehallen, Hinweistafeln
des offentlichen Nahverkehrs, -6ffentliche Absperrungen oder &hnliche
Einrichtungen zu beschadigen.

b) auf Strallen oder in 6ffentlichen Anlagen Kraftfahrzeuge aller Art zu
waschen oder abzuspritzen.

c) Abwasser, mit Ausnahme des aus dem Bereich von bebauten und
befestigten Flachen abfliellenden Niederschiagswassers, sowie
Flussigkeiten, die kein Abwasser sind (wie z. B. verunreinigende,
besonders olige, teerige, brennbare, explosive, sdure- und laugenhaltige
oder andere umwelt- oder grundwasserschadigende Flissigkeiten,
Jauche) * in die Gosse einzuleiten, einzubringen oder dieser zuzuleiten.
Das trifft auch flr Baustoffe, insbesondere Zement, Mdrtel, Beton sowie
ahnliche Materialien zu.

(2)Wer fur Zuwiderhandlungen im Sinne des Absatzes 1 als

Ordnungspflichtiger verantwortlich ist, hat den ordnungsgeméaflen Zustand

unverzuglich wieder herzustellen.

§ 4
Wildes Zelten

In 6ffentlichen Anlagen ist das Zelten oder Ubernachten untersagt, soweit dies
nicht durch andere Vorschriften » speziell geregelt wird.

§5

Wasser und Eisglatte

Wasser darf nur in die Gosse geschittet werden, wenn es ungehindert abflieRen
kann; bei Frostwetter jedoch nur, wenn hierdurch keine Glatte entsteht.

§6

Betreten und Befahren von Eisflachen 4)

Eisflachen aller Gewasser dirfen nur betreten und befahren werden, wenn sie durch
die Verwaltungsgemeinschaft dafur freigegeben worden sind.


KinEßer
Hervorheben
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§7
Abfallbehalter, Wertstoffcontainer, Sperrmiill %

(1) Abfallbehalter (Papierkérbe) an Strallen und in &ffentlichen Anlagen dirfen
nur zur Aufnahme kleiner Mengen von Abfallen unbedeutender Art (z. B.
Zigarettenschachteln, Pappbecher und -teller, Obstreste) benutzt werden.
Jede zweckwidrige Benutzung, insbesondere das Einbringen von Hausmill,
ist verboten.

(2) Abfallbehdlter sowie Wertstoffcontainer (z. B. fir Blechdosen, Glas,
Textilien, Altpapier) durfen nicht durchsucht, Gegenstiande daraus nicht
entnommen oder verstreut werden. Dasselbe gilt auch fur Sperrmll, soweit
die Gegenstande zum Abholen bereitgestellt sind. Sperrmull ist ferner
gefahrlos und so am Strallenrand abzustellen, dass Schachtdeckel und
Abdeckungen von Versorgungsanlagen usw. nicht verdeckt oder in ihrer
Sichtbarkeit und Funktion beeintrachtigt werden.

§8

Leitungen

Straflen und o&ffentliche Anlagen dirfen mit Leitungen, Antennen und
ahnlichen Gegenstanden nicht tGberspannt werden. Berechtigungen aufgrund
gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen bleiben unberihrt.

§9

Schneeilberhang und Eiszapfen an Gebauden

Schneetberhang und Eiszapfen an Gebauden, durch die Verkehrsteilnehmer
auf Straf’en oder in 6ffentlichen Anlagen gefahrdet werden kénnen, miissen
unverzuglich durch den Eigentiimer oder andere Berechtigte beseitigt werden.

§10
Einrichtungen fiir 6ffentliche Zwecke

Schieber, Armaturen, Revisions- und Kanalschidchte und &hnliche
Einrichtungen far die Wasserver- und Abwasserentsorgung,
Loschwasserentnahmestellen, Schaltschranke, Transformations- und
Reglerstationen sowie Einrichtungen wie Vermessungspunkte, Schilder fir die
Strallenbezeichnung, Hinweisschilder auf Gas-, Wasser-, Telekommunikations-
und Stromleitungen sowie Entwasserungsanlagen dirfen nicht beschadigt,
gedndert, verdeckt, beseitigt, unzugénglich oder flr ihre Zwecke unbrauchbar
gemacht werden. Insbesondere ist es verboten, Hydranten fir die
Loschwasserentnahme zu verdecken.
§ 11
Hausnummern ®

(1) Jedes Haus ist vom Eigentimer oder Nutzungsberechtigten auf eigene
Kosten mit der dem Grundstick von der Verwaltungsgemeinschaft
zugeteilten Hausnummer zu versehen. Die Hausnummer muss von der
Stralle aus erkennbar sein und lesbar erhalten werden.
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(2) Die festgesetzte Hausnummer ist in unmittelbarer Nahe des Haupteingangs
deutlich sichtbar anzubringen. Liegt der Haupteingang nicht an der
Strallenseite, so ist die Hausnummer an der zur Strale gelegenen
Hauswand oder Einfriedung des Grundstlckes in Nahe des Haupteinganges
anzubringen. Verdeckt ein Vorgarten das Wohngebaude zur Strafle hin oder
lasst ein solcher die Hausnummer nicht erkennen, so ist diese an der Ein-
friedung neben dem Eingangstor bzw. der Eingangstir zu befestigen. Die
Verwaltungsgemeinschaft kann eine andere Art der Anbringung zulassen
oder anordnen, wenn dies in besonderen Fallen, insbesondere zur besseren
Sichtbarkeit der Hausnummer, geboten ist.

(3) Die Hausnummern missen aus wasserfestem Material bestehen. Als
Hausnummern sind arabische Ziffern zu verwenden. Die Ziffern missen
sich in der Farbe deutlich vom Untergrund abheben und mindestens 10 cm
hoch sein.

§12
Tierhaltung

(1) Tiere durfen nur sc gehalten werden, dass die Allgemeinheit nicht gefahrdet
oder belastigt wird.

(2)Es ist untersagt, Hunde auf Strallen und in offentlichen Anlagen
unbeaufsichtigt umherlaufen zu lassen, auf Kinderspielplatzen mitzufihren
und in 6ffentlichen Brunnen oder Planschbecken baden zu lassen.

(3) Auf Wegen von Grin- und Parkanlagen, im Bereich der Fullgdngerwege,
einschliefilich des Marktplatzes, in Spielstraflen, auf Markten, bei Umzlgen,
7\)/erarastattungen und Festen durfen-Hunde nur an der Leine gefluhrt werden.

(4)Durch Kot von Haustieren durfen Straflen und offentliche Anlagen nicht
verunreinigt werden. Halter oder mit der Fiihrung oder Haltung von Tieren
Beauftragte sind zur sofortigen Beseitigung von Verunreinigungen
verpflichtet. Die Strallenreinigungspflicht der Grundsticksanlieger wird
dadurch nicht berihrt.

(6} Das Fittern fremder oder frei lebender (herrenloser) Katzen ist verboten.
Ausnahmen, insbesondere flr die kontrollierte Fitterung frei lebender
Katzen zur Populationskontrolle/-reduzierung durch Einrichtungen des
Tierschutzes, kénnen zugelassen werden, #

§13
Bekampfung verwiiderter Tauben

(1) Verwilderte Tauben dirfen nicht geflttert werden.

(2)Eigentimer oder Nutzungsberechtigte von Grundsticken, Wohnraumen
oder anderen Raumen haben geeignete Malinahmen zur Beseitigung der
Nistplatze verwilderter Tauben oder zur Erschwerung des Nistens von
verwilderten Tauben zu ergreifen.
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§14
Unbefugte Werbung

(1) In 6ffentlichen Anlagen ist es nicht gestattet,

a)Flugblatter, Druckschriften, Handzettel, Geschaftsempfehlungen und
sonstige Werbeschriften zu verteilen, abzuwerfen oder mit anderen
Werbemitteln zu werben;

b)Waren oder Leistungen durch Ausschellen oder Ausrufen anzubieten;

c)Werbestande, Werbetafeln oder ahnliche Werbetrager aufzustellen oder
anzubringen

(2) Nach Abschluss von Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheiden sind die
Werbetrager von den Verantwortlichen innerhalb einer Woche zu entfernen.

§ 15
Ruhestorender Larm

(1)Jeder hat sich auch auflerhalb der Ruhezeiten nach Absatz 2 so zu
verhalten, dass andere nicht mehr als nach den Umstanden unvermeidbar
durch Geréusche gefahrdet oder beldstigt werden.

(2) Ruhezeiten " sind an Werktagen die Zeiten von:

13.00 bis 15.00 Uhr {(Mittagsruhe)
19.00 bis 22.00 Uhr {Abendruhe);

fur den Schutz der Nachtruhe (22.00 bis 6.00 Uhr) gilt § 7 der 4.
Durchfuhrungsverordnung zum Landeskulturgesetz.

(3)yWahrend der Mittags- und Abendruhezeiten sind Tatigkeiten verboten, die
die Ruhe unbeteiligter Personen stéren. Das gilt insbesondere fir das
Ausklopfen von Gegenstanden (Teppichen, Polsterm&beln, Matratzen u. &.),
auch auf offenen Balkonen und bei ge6ffneten Fenstern.

(4)Das Verbot des Absatzes 3 gilt nicht fir Arbeiten und Betatigungen
gewerblicher oder land- und forstwirtschaftlicher Art, wenn die Arbeiten
ublich sind und die Grundsatze des Absatzes 1 beachtet werden und
insbesondere bei den ruhestérenden Arbeiten in geschlossenen Raumen
{(Werkstatten, Montagehallen, Lagerrdumen u. a.) Fenster und Tlren
geschlossen sind. Fur Gerate und Maschinen i. S. d. Gerate- und
Maschinenlarmverordnung (32. BImSchV in der glltigen Fassung ) gelten
die dortigen Regelungen.™

(5)Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 3 sind zuldssig, wenn ein
besonderes Offentliches Interesse die Ausfithrung der Arbeiten in dieser
Zeit gebietet,
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(6)Lautsprecher, Tonwiedergabegerate und Musikinstrumente dirfen nur in
solcher Lautstdrke betrieben bzw. gespielt werden, dass unbeteiligte
Personen nicht gestdrt werden.

(7)Fir die Ruhezeiten an Sonntagen, gesetzlichen und religivsen Feiertagen
gilt das Thiringer Feiertagsgesetz vom 21. Dezember 1994 (GVBI. Seite
1221) in der jeweils glitigen Fassung.

§16
Offene Feuer im Freien

(1)Das Anlegen und Unterhalten von Oster-, l.ager- oder dhnlichen offenen
Brauchtumsfeuern im Freien ist nicht erlaubt.

(2)Die Ausnahmegenehmigung nach § 19 ersetzt nicht die notwendige
Zustimmung des Grundstlickseigentimers oder Besitzers.

(3)Jedes nach § 19 zugelassene Feuer im Freien ist dauernd durch eine
volljahrige Person zu beaufsichtigen. Bevor die Feuerstelle verlassen wird,
sind Feuer und Glut abzutdschen. :

(4) Offene Feuer im Freien missen entfernt sein

1.von Gebauden aus brennbaren Stoffen mindestens 15 m, vom
Dachvorsprung ab gemessen,

2.von leicht entzindbaren Stoffen mindestens 100 m und

3. von sonstigen brennbaren Stoffen mindestens 15 m.

(5) Andere Bestimmungen (wie z. B. das Abfallbeseitigungs- und
Naturschutzrecht, landesrechtliche Vorschriften, wie das Waldgesetz und
die Verordnung Uber die Entsorgung von pflanzlichen Abfallen), nach denen
offene Feuer im Freien gestattet oder verboten sind, bleiben unberihrt

§17
Stérendes Verhalten in &ffentlichen Anlagen ™

fn offentlichen Anlagen ist jedes Verhalten untersagt, das geeignet ist, Andere
mehr als nach den Umstanden unvermeidbar zu behindern oder zu beléstigen,
inshesondere

- das Lagern oder dauerhafte Verweilen ausschliefdlich oder Uberwiegend
zum Zwecke des Alkoholgenusses, soweit hierdurch die Nutzung des
offentlichen Raumes durch die Aligemeinheit (z. B. durch Stérung der
offentlichen Ruhe, Verschmutzung der Flachen oder das Umstellen von
Banken) erheblich beeintrachtigt oder verhindert wird.

- aggressives Betteln (unmittetbares Einwirken auf Passanten durch In-
den-Weg - Stellen, Einsatz von Hunden als Druckmitte!, Verfolgen oder

Anfassen%
- die Verrichtung der Notdurft,
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- das Néachtigen auf Banken und Stuhlen.

§18
Anpflanzungen

Anpflanzungen einschliefilich Wurzelwerk, insbesondere Zweige von Baumen,
Strauchern und Hecken, die in den &ffentlichen Verkehrsraum hineinwachsen,
durfen die Anlagen der StralRenbeleuchtung sowie der Ver- und Entsorgung
nicht beintrachtigen. Der Verkehrsraum muss Uber Geh- und Radwegen bis zu
einer Hohe von mindestens 2,50 m, Uber den Fahrbahnen bis zu einer Hohe
von mindestens 4,50 m freigehalten werden.

§19
Ausnahmen

Auf schriftlichen Antrag kann die Verwaltungsgemeinschaft Ausnahmen von
den Bestimmungen dieser Verordnung zulassen.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 50 des Ordnungsbehdrdengesetzes
handelt, wer vorsatzlich oder fahrldssig entgegen

1. § 3 Absatz 1 Buchstabe a dffentliche Gebaude oder sonstige offentliche
bautiche Anlagen und Einrichtungen beschadigt. ™

2. § 3 Absatz 1 Buchstabe b auf StraBen oder in 4ffentlichen Anlagen
Kraftfahrzeuge aller Art wascht oder abspritzt *;

3. § 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ Abwasser und Baustoffe in die Gosse einleitet,
einbringt oder dieser zuleitet ™

4. § 4 auf StralBen oder in 6ffentlichen Anlagen zeltet oder Ubernachtet;

5. § 5 Wasser, das nicht ungehindert abflieflen kann, oder Wasser bei
Frostwetter in die Gosse schittet;

6. § 6 nicht freigegebene Eisflachen betritt oder befahrt;
§ 7 Absatz 1 Abfallbehélter zweckwidrig benutzt *:

8. § 7 Absatz 2 Abfallbehalter durchsucht, Gegenstande daraus entnimmt,
Sperrmill entnimmt oder verstreut und Sperrmill nicht gefahrlos zum
Abholen bereitstellt;

9. § 9 Schneelberhang und Eiszapfen nicht unverziglich beseitigt;

10.§ 10 Einrichtungen fir offentliche Zwecke beschadigt, andert, verdeckt,
beseitigt, unzuganglich oder unbrauchbar macht;

11.§ 11 Absatz 1 sein Haus nicht mit der zugeteilten Hausnummer versieht,

12.§ 12 Absatz 2 Hunde unbeaufsichtigt umherlaufen 1dsst, mitfihrt oder
baden lasst;

13.§ 12 Absatz 3 Hunde nicht an der Leine flhrt;

14.§ 12 Absatz 4 Verunreinigungen durch Haustiere nicht sofort beseitigt;
15.§ 12 Absatz 5 fremde oder herrenlose streunende Katzen flttert;

16.§ 13 verwilderte Tauben flttert;

~
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18.§ 14 Absatz 1 Werbung betreibt, Waren oder Leistungen anbietet oder
Werbetrager aufstellt oder anbringt;

19.§ 15 Absatz 3 wahrend der Mittags- und/oder Abendruhezeiten Tatigkeiten
ausubt, die die Ruhe Unbeteiligter storen:

20.§ 15 Absatz 6 Lautsprecher, Tonwiedergabegerite oder Musikinstrumente in
einer Lautstérke, die unbeteiligte Personen stort, betreibt oder spielt;

21.§ 16 Absatz 1 offene Feuer im Freien anlegt und unterhalt;

22.§ 16 Absatz 3 zugelassene Feuer nicht durch eine volljahrige Person
beaufsichtigt und vor Verlassen der Feuerstelle abloscht;

23.§ 16 Absatz 4 offene Feuer anlegt, die

a) von Geb&uden aus brennbaren Stoffen nicht mindestens 15 m, vom
Dachvorsprung ab gemessen,

b) von leicht entziindbaren Stoffen nicht mindestens 100 m oder
c) von sonstigen brennbaren Stoffen nicht mindestens 15 m entfernt sind;

24.§ 17 Andere mehr als nach den Umstinden vermeidbar behindert oder
belastigt

25.§ 18 Absatz 1 durch Anpflanzungen einschlieRlich Wurzelwerk die Anlagen der
Stral3enbeleuchtung sowie der Ver- und Entsorgung beeintrachtigt, den
Verkehrsraum Uber Geh- und Radwegen nicht bis zu einer Hdhe von
mindestens 2,50 m und Uber Fahrbahnen nicht bis zu einer Héhe von
mindestens 4,50 m freihalt;

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemaR § 51 Absatz 1 OBG mit einer Geldbule bis
zu fUnftausend Euro geahndet werden.

(3) Zustandige Verwaltungsbehérde fir die Verfolgung und Ahndung der
Ordnungswidrigkeiten im Sinne von Absatz 1 ist die Verwaltungsgemeinschaft
Kindelbriick (§ 51 Absatz 2 Nr. 3 OBG).

§ 21
Geltungsdauer

Diese Verordnung gilt bis zum 31.12.2029 .

§ 22
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften

(1) Diese ordnungsbehérdliche Verordnung tritt eine Woche nach Verkindung in
Kraft.

Kindelbriick, den 25. September 2010

Angelika Dietrich [ sxtm "
Gemeinschaftsvorsitzende 5 22 %)
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Die Mitgliedsgemeinden nahmen gemaf} § 28 Absatz 2 Satz 2 OBG ihr
Anhodrungsrecht wahr, dass wird hiermit bestatigt.

Matthias Bogk Dirk Engelhardt

Birgermeister der Gemeinde Bilzingsleben Biirgermeister der Gemeinde Blichel

Hans — Peter Solter Norbert Mlcke
Birgermeister der Gemeinde Frommstedt Birgermeister der Gemeinde Griefstedt

Claudia Knirsch Roswitha Fechtner

Blrgermeisterin der Gemeinde Giinstedt Biirgermeisterin der Gemeinde Herrnschwende

Roman Zachar Hans Meyer

Birgermeister der Stadt Kindelbriick Blrgermeister der Gemeinde Kannawurf

Erich Steinicke

Birgermeister der Gemeinde Riethgen
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Erlauterungen
Fullnoten:

1)

2)

4)

3)

Das Verbot der Verunreinigung 6ffentlicher StraBen i. S. des StraRen- und
Straflenverkehrsrechts ergibt sich bereits aus § 17 Abs. 1 ThirStrG und § 32
Abs. 1 StVO. Ein Verstoll gegen das strallen- und strallenverkehrsrechtliche
Verunreinigungsverbot steilt eine Ordnungswidrigkeit nach § 50 Abs. 1 Nr. 1
TharStrG und § 49 Abs. 1 Nr. 27 StVO dar und kann entweder durch den
zustandigen Strallenbaulasttrager - in Ortsdurchfahrten durch die Gemeinde
- oder durch die zustandige Strallenverkehrsbehdrde geahndet werden (§ 9
Abs. 1 der 2. Zustdndigkeitsverordnung fir den Geschéaftsbereich des TIM
vom 12.02.1992 - GVBI. S. 66, zuletzt geandert am 07.07.2009). Fur Anlagen
ergibt sich das Verbot der Verunreinigung aus § 27 Abs. 1 KrW-/AbfG. Ein
Verstofll kann als Ordnungswidrigkeit nach § 61 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr, 2 Krw-
/AbIG durch die kreisfreie Stadt oder das Landratsamt als untere
Abfallbehdrde geahndet werden,

Im Mai 2004 ist die vom Tharinger Landesverwaltungsamt erlassene Anti-
Graffiti-Verordnung (Staatsanzeiger Nr. 24/2004, Seite 1500) in Kraft
getreten. Durch § 1 der Verordnung wird die unbefugte Veranderung des
Erscheinungsbildes einer fremden Sache durch das Aufbringen von Farbe
oder andere Substanzen oder von Gegenstdnden verboten. Gemalk § 2 der
Verordnung kénnen Verstolle gegen dieses Verbot als Ordnungswidrigkeit
von den allgemeinen Ordnungsbehorden verfolgt werden. Damit besteht
hinsichtlich der ordnungsbehordlichen Verordnung der kommunalen
Ordnungsbehdrden nur noch ein Regelungsbedarf fir Beschadigungen,
wobei aber strafrechtlichen Ermittlungen der Staatsanwaltschaft wegen §
303 StGB zunachst der Vorrang eingerdumt werden sollte (siehe auch

Fulinote 15). )
Diese  Flussigkeiten sind nach § 57 Abs. 2 TharWG in

Abfallentsorgungsanlagen zu beseitigen. Ein Versto3 konnte als Straftat
verfolgt werden; vgl. Fullnote 1s.

Das Zelten im Wald kann etwa nach § 6 Abs. 6 TharWaldG vom jeweiligen
Waldbesitzer gestattet werden.

Diese Vorschrift kann um das Badeverbot in bestimmten Gewassern
erweitert werden, wenn z. B. durch Verunreinigungen oder gefahrliche
Stromungen eine Gefahr flr das Leben oder die Gesundheit besteht (vgl. §
46 Abs. 1 OBG),

Zustandig fur die Abfallentsorgung sind die Landkreise und kreisfreien
Stadte als untere Abfallbehérden. Sollten die in § 7 genannten Tatbestadnde
bereits durch Abfallsatzungen der entsorgungspflichtigen Kdérperschaften
geregelt sein, entfallt eine Regelung durch die Ordnungsbehdrde. In diesem
Falle ware fur die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit wegen
der spezialgesetziichen Regelung die untere Abfalibehorde zustandig.

Anders verhalt es sich bei von der Gemeinde an Offentlichen Strallen i. S.
des Strallenrechts aufgestellien Abfallbehaltern (Papierkdrben), weil die
Gemeinde nicht als abfallentsorgungspflichtige Kérperschaft, sondern als
Tragerin der StralRenbaulast, der Verkehrssicherungspflicht fur 6ffentliche
Stralten und als Tragerin der polizeilichen Reinigungspflicht nach § 49
TharStrG handelt (vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16.06.1994 Az.
9 A 4246/92).

10
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6) Diese Vorschrift konkretisiert die sich aus § 126 Abs. 3 BauGB ergebende
Verpflichtung des Eigentlimers, eine Hausnummer am Grundstiick anzubringen.

Diese Regelung kann bei Erlass einer eigenen Hausnummern-Satzung
(Satzungsmuster GuStB C 9) entfallen. Mit dem Thiringer Innenministerium
konnte hier Einvernehmen erzielt werden, dass es sich dabei um eine
Selbstverwaltungsaufgabe handelt.

7) Inwieweit der Anleinzwang durch eine ordnungsbehtrdliche Verordnung oder
durch eine Verfligung im Einzelfall geregelt wird und in welchem Umfang
(Begrenzung auf bestimmte Straflen und 6ffentliche Anlagen oder unbegrenzt auf
alle Stralten und offentliche Anlagen), ist abhangig von den jeweiligen értlichen
Gegebenheiten. Seit dem Erlass der Thuringer Gefahren-Hundeverordnung —
ThirGefHuVO vom 21. Marz 2000 (GVBI. S. 884), zuletzt geédndert durch die zweite
Verordnung zur Anderung der Thiringer Gefahren-Hundeverordnung vom 30.
September 2003 (ThirStAnz Nr. 47/2003 S. 2340) (zur Zeit liegt dem Landtag der
von der Landesregierung gebilligte Entwurf des Gesefzes zum Schutz der
Bevdlkerung vor geféhrlichen Hunden vor), ist eine Bestimmung tber gefahrliche
oder gar bissige Hunde, die sich mit dem dortigen Regelungsgehalt (teilweise)
uberschneidet, aber jedenfalls unzulassig. Es kdnnen daher im Rahmen der
ordnungsbehérdlichen Verordnung der Gemeinden nur noch allgemein fir alle
Hunde geitende Regelungen getroffen werden. Andere Regelungen bleiben dem o.g.
Gesetz vorbehalten.

Fur den Wald ergibt sich das Anleingebot fir Hunde, die nicht zur Jagd verwendet
werden, aus § 6 Abs. 2 Satz 2 ThirwWaldG. VerstdRe kdnnen als
Ordnungswidrigkeiten i. S. v. § 47 Abs. 1 Nr. 1 ThirWaldG durch die untere
Forstbehorde (§ 40 ThirWaldG) geahndet werden.

8) Allgemeine Fltterungsverbote in Bezug auf freilebende Katzen kénnen
insbesondere dann im Interesse der Erhaltung der Sicherheit und Ordnung
ausgesprochen werden, wenn durch das ausgebrachte Futter auch
krankheitsiibertragende Arten, wie etwa Ratten, angelockt werden kdnnen (vgl.
OVG Koblenz Az.: 6 A 12111/00). Soweit diese Gefahr raumlich eingrenzbar ist,
kann ein solches Verbot auf Teile einer Gemeinde beschrankt werden. Im Falle
einer Ausnahmeregelung zugunsten sog. kontrollierter Fitterungen® durch
Einrichtungen des Tierschutzes (z. B. die ortl. Tierschutzvereine) soliten die zur
Vermeidung einer Gefahr notwendigen MaRRnahmen durch Nebenbestimmungen
zum Verwaltungsakt sichergestelit werden.

9) § 83 Abs. 1 Nr. 2 ThiurBO bleibt unberihrt.

Hinsichtlich der offentlichen Strallen i. S. des StralRenrechts ergibt sich das
Verbot des
§ 14 Abs. 2 Buchstabe ¢ bereits aus § 7 Abs. 1i. V. m. § 8 FStrG und § 14 Abs. 1
i. V. m. § 18 Abs. 1 ThirStrG. Danach bedarf diese Art der strallenrechtlichen
Sondernuizung innerhalb der Ortslage der Eriaubnis der Gemeinde. Sofern eine
gemeindliche und entsprechend bewehrte Sondernutzungssatzung besteht (vgl.
GStB-N 44/1993), kann eine Zuwiderhandlung als Ordnungswidrigkeit durch die
Gemeinde verfolgt werden.
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Unter der Voraussetzung, dass im Gemeindegebiet auflerhalb der &ffentlichen
Anlagen in ausreichendem MalRe der freien Meinungsaulerung und der
Wahlwerbung politischer Parteien (Art. 5 GG) sowie der freien Berufs- und
Gewerbeaustbung (Art. 12 GG) Platz und Raum geboten werden, was in aller
Regel der Fall ist, stellt das Verbot des § 14 Abs. 2 keinen unzuldssigen Eingriff in
diese grundgesetzlich garantierten Rechte dar.

Im Ubrigen hat das VG Meiningen mit Beschiuss vom 22.10.1993 Az. 5 E 479/93,
Me, festgestellt, dass die Aufstellung eines Informationsstandes einer politischen
Partei auf einer 6ffentlichen Verkehrsfiiche der Sondernutzungserlaubnis bedarf,
die Erteflung einer solchen im pflichtgemaien Ermessen der Behérde (Gemeinde)
steht und Art. 5 Abs. 1 und Art. 21 GG es zulassen, in besonderen Einzelfallen
einen Antrag auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis ermessensfehlerfrei
abzulehnen.

10) Seit Erlass der Gerdte- und Maschinenlarmverordnung (32. BimSchV in der

11)

12)

13)

gultigen Fassung) ist den kommunalen Ordnungsbehérden fiir die dort
aufgefuhrten Gerdte und Maschinen eine eigene Regelung verwehrt. Sie sind
insoweit unzustandig geworden.

Nach Artikel 9 Abs. 1 Einigungsvertrag gelten die Vorschriften des
Landeskuiturgesetzes (LKG) vom 14.05.1970 (GBI. S. 67) in der Fassung v.
02.10.1998 mit seinen Durchfiihrungsvorschriften als Landesrecht (noch) fort. Als
nachtliche Ruhezeit ist nach § 7 Abs. 1 der 4. DVO/LKG vom 14.05.1970 (GBI. I
S. 343) die Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr einzuhalten. Zustindig fur die
Durchfiihrung des LKG und seiner DVO sind die Stadte und Gemeinden (§ 4 LKG
i. V. m. §§ 7 Abs. 2, 8 Abs. 2, 9 Abs.3 der 4. DVO/LKG).

Somit kdnnen die Ordnungsbehérden nur die Zeiten der Mittags- und Abendruhe
regeln,

Welche Zeiten zu Mittags- und Abendruhezeiten erklart werden, richtet sich nach
den Ortlichen Verhaltnissen und der jeweils herrschenden Anschauung. In
Gewerbegebieten, Industriegebieten, Kerngebieten, Mischgebieten oder in den
Zentren grolerer Stadte kdnnen die Ruhezeiten nicht generell gelten. Die
Ruhezeiten missen daher differenziert auf die einzelnen Nutzungsgebiete
festgesetzt werden.

Uneingeschrankt kdnnen sie Anwendung finden in reinen Wohngebieten oder in
Kur- oder Erholungsorten sowie in Heilbddern. (Zur Definition der einzelnen
Gebiete vgl. §§ 3, 7, 8, 9, 10 Baunutzungsverordnung).

Das Rechtsstaatsprinzip fordert bei der Benennung von Tatbestdnden in
Ausflllung der Ermachtigungsnorm fir Ordnungsbehérdliche Verordnungen, dass
Sachverhalte erfahrungsgemafd eine (abstrakte) Gefahr darstellen kdnnen. Dabei
muss stets auch dem Bestimmtheitsgebot Genlige getan werden. Inshesondere
genlgt dazu der blole Hinweis auf den &ffentlichen Genuss von Alkohol — auch
wenn dieser regelmanig mit bestimmten Stérungen einhergeht — nicht. Vielmehr
wird ein solcher Verweis nur dann den von der einschidgigen Rechtsprechung
(vgl. etwa VGH BW, Beschluss v. 06.10. 1998, Az. 1 S 2272/97) aufgesteliten
Kriterien gerecht, wenn konkrete stdrende Verhaltensweisen, die daraus
resultieren kénnen, aufgezahlt werden.

14y vglh. § 13 Abs.1i. V. m. § 27 Abs. 1 KrW-/AbfG; § 30 Abs. 1 Nr. 9 VorlThiirNatG; §

12 Abs. 2 und 4 ThirWaldG und § 4 Thirringer Pflanzenabfall-Verordnung vom
02.03.1993 (GVBI. S. 232).
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15) Bevor ein Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet wird, muss zunichst
geprift werden, ob ein Straftatbestand nach § 303 (Sachbeschadigung), §
324 (Verunreinigung eines Gewassers), § 326 (umweltgefahrdende
Abfallbeseitigung)-oder § 330 (schwere Umweltgefahrdung)} StGB erflillt ist.
Liegen Anhaltspunkte dafiir vor, ist der Vorgang an die =zustandige
Staatsanwaltschaft abzugeben (vgl. § 41 Abs. 1 OWIG).

16) Die Geltungsdauer darf 20 Jahre nicht Gberschreiten - § 34 Abs. 2 OBG.

Bekanntmachungsvermerk:

Diese Verordnung und der dazugehérige Bulgeldkatalog wurde in dem flr
amtliche Bekanntmachungen der VG Kindelbriick bestimmten Teil des
Amtsblattes der Verwaltungsgemeinschaft Kindelbriick vom 05.11.2010, Nr.: 13,
Jahrgang 19 Seite 2 bis 5 veroffentlicht.
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